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1. Ausgangslage

Am 16. Juli 2013 erteilte der Stadtrat aufgrund einer durchgeführten Submission
der AOZ den Zuschlag für den Betrieb der Asylunterkunft sowie der Betreuung
der Menschen aus dem Asyl- und Flüchtlingsbereich. Die dannzumal abge-
schlossene Leistungsvereinbarung lief per 30. November 2018 aus und enthielt
eine Verlängerungsoption für weitere drei Jahre, von welcher die Stadt Opfikon
mit Beschluss vom 22.lt[ai 2018 Gebrauch machte.

2. Gebundenheit der Kosten für die Unterbringung und Betreuung

Der Stadtrat erklärte mit Beschluss Nr. 2013-094 vom 9. April 2013 die Ausga-
ben für die Betreuung und den Betrieb als gebunden.

3. Kommunales Kostendach und Aufgabe der Gemeinden

lm Rahmen des Kantonalen lntegrationsprogramms (KlP 2,2018-2021) unter-
stützt die kantonale Fachstelle lntegration die kommunalen Stellen der Sozial-
hilfe und der Asylfürsorge, indem sie lntegrationsangebote für vorläufig Aufge-
nommene und Flüchtlinge finanziert. Die Angebote sind auf den Bedarf der Ge-
meinden ausgerichtet und können von diesen kostenlos genutzt werden. Bis
Ende 2020 vermittelt die Triagestelle der Stiftung Chance vorläufig Aufgenom-
menen und anerkannten Flüchtlinge (VA/FL) in passende Angebote. Sie umfas-
sen Potenzialabklärungen sowie Massnahmen zur beruflichen lntegration
(Jobcoaching) und zum Spracherwerb. Die Mittel zur Finanzierung stammen
aus der lntegrationspauschale des Bundes und werden nach Massgabe des
vom Regierungsrat am 24. April 2019 entschiedenen Konzepts zur Umsetzung
der lntegrationsagenda Schweizim Kanton Zürich eingesetzt (RRB 43412019).
Das Konzept zur Umsetzung der lntegrationsagenda im Kanton Zürich (IAZH)
ist auf der Website der Fachstelle lntegration veröffentlicht.

Ab dem Jahr 2021wird ein erheblicher Teil der Mittel aus der lntegrationspau-
schale nach einem Schlüssel jährlich auf die Gemeinden verteilt (Kosterrdaclr
pro Gemeinde). Das Kostendach für die Stadt Opfikon beträgt für 2BB Personen
in der Gemeindezuständigkeit CHF 346'176. Die Gemeinden bzw. von ihnen
beauftragte Dritte (im Folgenden: fallführende Stellen FFST) können die Ange-
bote, welche entweder vom Kanton bereitgestellt werden oder zuvor durch den
Kanton Zürich akkreditiert worden sind (kantonaler Angebotskatalog), nutzen.
lm Online-Handbuch IAZH finden sich neben dem Kantonalen Angebotskatalog
IAZH auch die Grundlagen der IAZH, Anleitungen und Hilfsmittel sowie Ausfüh-
rungen zur Finanzierung und zum Reporting.
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Ab 2021 werden das Grundangebot und die Einzelfallfinanzierung des bisheri-
gen lP-Systems durch das neue System abgelöst. Neu können die FFST ihre
VA/FL direkt Angeboten zuweisen. lm Rahmen der neuen dezentralen Mittel-
verwendung entfállt eine zentrale Prüfung durch die Stiftung Chance. Es erfolgt
eine frühzeitige, individuelle und intensivere Förderung für alle VA/FL durch:

Muttersprachliche Erstinformation: ln den kantonalen Asyl- und Flüchtlings-
strukturen werden muttersprachliche Erstinformationen in verschiedenen
Kursformaten angeboten. Zusätzlich besteht zwei Mal wöchentlich die Mög-
lichkeit mit individuellen integrationsrelevanten Fragen an einen lnforma-
tions-Desk zu gelangen.
Durchgehende integrationsorientierte Fallführung: ln den kantonalen Asyl-
und Flüchtlingsstrukturen wird ein lntegrationscoaching für alle VA/FL durch-
geführt, das eine erste Abklärung und Zuweisung in externe Angebote bein-
haltet sowie die systematische Úbergabe der lnformationen von der ersten
in die zweite Phase sicherstellt. Da die bisherige Prüfung durch die Triage-
stelle der Stiftung Chance wegfällt, tragen die FFST eine grössere Verant-
wortung für die lntegrationsplanung, Abklärung des individuellen Förderbe-
darfs und die Zuweisung in bedarfsgerechte Förderangebote für alle VA/FL.
Gleichzeitig erhalten sie damit mehr Gestaltungsspielraum und Auswahl-
möglichkeiten. Um die FFST bei dieser Aufgabe zu unterstutzen und die
Praxis zu harmonisieren, erhalten die FFST neue Abklärungsinstrumente
und entsprechend verbindliche Abklärungsstandards. Die Vorgaben der
IAZH sind von den FFST umzusetzen.
Kommunale Kostendächer: Ein erheblicher Teil der Mittel aus der lP wird
nach einem bestimmten Schlüssel jährlich auf die FFST der kantonalen
Asyl- und Flüchtlingsstrukturen sowie der Gemeinden verteilt (Kostendach
pro FFST, siehe oben).
Kantonaler Angebotskatalog. Die FFST nutzen die Angebote, welche ent-
weder vom Kanton bereitgestellt werden oder akkreditiert sind. Die Fach-
stelle lntegration berät die FFST und stellt ihnen die Listen der Angebote,
die über die lP finanziert werden, zur Verfügung (kantonaler Angebotskata-
log).

- Angebote zur Potenzialabklärung, Sprachforderung, Bildung und Ar-
beitsintegration werden im Rahmen der kommunalen Kostendächer
abgerechnet: Die FFST weisen VA/FL auf Basis einer Potenzialab-
klärung und lntegrationsplanung geeigneten lntegrationsangeboten
zu und gelten den Anbieter direkt ab. Die FFST erstellen ein Report-
ing zu den im Berichtsjahr genr,rtzten Angeboten zuhanden der Fach-
stelle lntegration. Die Fachstelle lntegration überprüft das Reporting
der FFST im Folgejahr und vergütet den FFST die effektiven Kosten
für die Nutzung der akkreditierten Angebote im Berichtsjahr (bis zur
maximalen Höhe des Kostendachs pro FFST).

- Angebote in den Bereichen Zusammenleben und frühe Kindheit so-
wie Angebote und Projekte für Personen mit psychischen Belastun-
gen werden durch die Fachstelle lntegration den FFST zur Verfügung
gestellt und zentral gesteuert und finanziert.
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Die Fallführung VA/FL ist im Kanton Zürich Aufgabe der FFST der kantonalen
Asyl- und Flüchtlingsstrukturen sowie der Gemeinden. Die lntegrationsförde-
rung ist Teil dieser Aufgabe. Eine vertiefte Abklärung der Kompetenzen und Er-
fahrungen der VA/FL und eine darauf basierende lntegrationsplanung sind Vo-
raussetzungen für die Zuweisung in geeignete Fördermassnahmen. Aus die-
sem Grund spielt die integrationsbezogene Fallführung bei der Umsetzung der
lntegrationsagenda eine zentrale Rolle.

ln der Verordnung über die lntegration von Ausländerinnen und Ausländern
(VlntA, Art. 14a, SR 142.205 vom 15. August 2018) sowie des Rundschreibens
des Staatssekretariats für Migration (SEM) an die Kantone vom 4. Dezember
2018 ist die integrationsbezogene Fallführung als verbindlicher Teil der Umset-
zung der lntegrationsagenda formell verankert. Bund, Kanton und Gemeinden
sind dazu verpflichtet, die spezifische lntegrationsförderung aller VA/FL ge-
meinsam umzusetzen. Der Bund knüpft die Auszahlung der lP-Mittel an die
Kantone an die Einhaltung der Soll-lntegrationsprozesse und der damit zusam-
menhängenden integrationsbezogenen Fallführung für alle VA/FL.

Nach der Übergabe der integrationsrelevanten lnformationen an die FFST der
Gemeinden im Sinne der durchgehenden Fallführung sind diese während der
zweiten Phase für die Fallführung und den zielgerichteten lntegrationsverlauf
der VA/FL zuständig. Dies umfasst gemäss Beschluss des Regierungsrats
(RRB Nr. 43412019 vom 24. April2019) insbesondere:

die Sicherstellung der lntegrationsplanung der VA/FL nach Massgabe des
Umsetzungskonzepts der IAZH sowie der kantonalen Vorgaben;
die Zuweisung von VA/FL in geeignete Sprachförder- und lntegrationsange-
bote sowie nach Bedarf die Durchführung von vertieften Abklärungsmass-
nahmen;
die chancengleiche Förderung der lntegration von VA/FL. Ungleichbehand-
lungen dieser beiden Zielgruppen bezüglich der lntegrationsförderung sind
zu vermeiden;
die chancengleiche Förderung der lntegration von Frauen und Männern. Um
die geschlechterspezifische Chancengleichheit zu gewährleisten, ist die ln-
tegration aller Personen gleichermassen zu fördern.

4. Zusatz zu r Leistu n gsverei n ba ru n g, Meh rkosten

Die FFST der Gemeinden haben mit der im Rahmen der IAZH verlangten durch-
gehenden Fallführung eine grössere Verantwortung für die lntegrationsplanung
und bedarfsgerechte lntegrationsförderung der VA/FL. Gleichzeitig erhalten sie
damit auch mehr Gestaltungsspielraum und Auswahlmöglichkeiten. Die bis an-
hin im Rahmen des kantonalen lntegrationsprogramms KIP finanzierte Triage-
stelle der Stiftung Chance steht den FFST dagegen nicht mehr kostenlos zur
Verfügung. Mit der Umsetzung der IAZH übernehmen die FFST der Gemeinden
somit auch Aufgaben und Dienstleistungen, die dieses Jahr noch von der Tria-
gestelle ausgeführt werden. Um sie bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen und die
Praxis zu harmonisieren, wurden für die Fallführenden neue Abklärungsinstru-
mente entwickelt u nd verbi nd liche Abkläru ngsstanda rds festgelegt.
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Diese zusätzlich zu leistenden Aufgaben sind:
Die Durchführung eines Kurzassessments als Teil der sogenannten Poten-
zialabklärung sowie die Erstellung der darauf basierenden individuellen ln-
tegrationsplanung
Die bedarfsweise Veranlassung von vertieften Abklärungen (2. B. ein Praxi-
sassessment)
Die Suche nach je individuell geeigneten Angeboten zur lntegrationsförde-
rung wie z. B. ein akkreditierter Deutschkurs oder ein Arbeitsintegrationspro-
gramm inkl. Anmeldung und weitere administrative Aufgaben (wird bislang
ebenfalls von der Triagestelle erledigt.)
Erfassu n g des lnteg rationsverlaufs nach vorgegebenen Standards
Das Reporting zuhanden der kantonalen Fachstelle lntegration

Als beauftragte Organisation der Stadt Opfikon übernimmt die AOZ die Ausfüh-
rung aller im Zusammenhang mit der IAZH anfallenden zusätzlichen Fallfüh-
rungsschritte und gewährleistet die Berichterstattung und die Abrechnung zu-
handen derjenigen Gemeindestelle, welche für das Reporting gegenüber der
Fachstelle lntegration verantwortlich ist. Die hierfür nötigen (Personal-)Ressour-
cen werden über den IAZH-Zuschlag finanziert.

Dem IAZH-Zuschlag von CHF 1.10 pro betreute Person und Tag liegt eine Auf-
wandschätzung der Sozialberatungs- und Finanzfachleute der AOZ zugrunde.
Sie haben die Kalkulation basierend auf den aktuell vorliegenden lnformationen
zum neuen System und anhand von Erfahrungswerten vorgenommen. Dieser
Zuschlag deckt den Mehraufwand, den die Umsetzung der IAZH mit sich bringt.

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Umsetzungsmodalitäten, insbe-
sondere betreffend Reporting und durchgehender Fallführung, noch nicht in al-
len Einzelheiten definiert sind. Es ist daher möglich, dass Arbeitsschritte anfal-
len werden, die zum heutigen Zeitpunkt noch nicht bekannt sind. Sollte sich
herausstellen, dass der Zusatzaufwand in Bezug auf die IAZH deutlich höher
ist, als von der AOZ geschàtzt, werden sich diese mit der Stadt Opfikon bis Mitte
2021 Kontakt aufnehmen, um über eine Anpassung des Tarifes zu sprechen.
Dasselbe gilt auch für den Fall, dass deutlich weniger zusätzliche Arbeit anfallen
sollte, als angenommen.

Basierend auf den Unterstützungszahlen von 2019 mit 68'812 Übernachtungen
ist mit Mehrkosten von CHF 75'693.20 zu Lasten Konto-Nr. 45620.3614.00 zu
rechnen.

Die in der Leistungsvereinbarung aus dem Jahr 2013 definierten Tarife für den
Betrieb der Asylunterkunft (cHF 58'000 pro Jahr), die Betreuung (CHF 5.50 pro
Tag und Person) die Beschäftigung (CHF 51'000) ändern sich nicht.

Auf Antrag der Sozialvorsteherin
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BESCHLIESST DER STADTRAT

1. Der Zusatz zur Leistungsvereinbarung vom 6. November 2013 und zur Ver-
längerung vom 1. Dezember 2018 betreffend Zusalzaufgaben im Rahmen
der Umsetzung der lntegrationsagenda im Kanton Zurich für Asylsuchende,
vorläufig Aufgenommene Ausländerinnen und Ausländer und anerkannte
und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge wird für die Dauer vom 1. Januar
2021 bis zum 30. November 2021 genehmigt.

2. Der Kredit von CHF 75'000 wird zu Lasten der Erfolgsrechnung Konto-Nr.
45620.3614.00 bewilligt. Die Ausgabe gilt gemäss $ 103 Gemeindegesetz
als gebunden.

3. Gegen diesen Beschluss kann, vom Erhalt der schriftlichen Mitteilung an
gerechnet, beim Bezirksrat Bülach, Bahnhofstrasse 3, B1B0 Bülach, wegen
Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte innert 5 Tagen
schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen (S 19Abs. 1 lit. ci.V.m. g 19bAbs.
2lit. c sowie $ 21a und $ 22 Abs.1 VRG) erhoben werden. Die Rekursschrift
muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefochtene
Beschluss ist, soweit möglich, beizulegen.

4. Mitteilung durch Protokollauszug an

- AOZ Sozialberatung und Asylbetreuung, Standort Schlieren, Brandstrasse
26, 8952 Schlieren

- Rechn ungsprüfu ngskommission
- Gesellschaft
- Finanzen und Liegenschaften
- Soziales

NAMENS DES STADTRATES
Präsid Stadtschreiber:

Paul Remund

VERSANDT
17.12.2020
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